
Sachantrag zur 3« Sitzung des Studentenparlaments am Donnerstag, den 14.11.68

Das Parlament möge beschließen?

Die Studentenschaft der TH Darmstadt protestiert schärfstens gegen das 

vofy) Darmstädter Regierungspräsidium eingeleitate Disziplinarverfahren 

gegen einen Studienassessor im Kreis-Gymnasium in Heusenstamm.

llieil sich dieser Lehrer kritisch über den Sinn der Lehrpläne geäußert 

hat, besonders über die Funktion des Religionsunterrichtes, wird ihm 

die Ausübung seiner Tätigkeit bis auf weiteres untersagt.

Es ist bezeichnend für die zunehmenden Entpolitisierung der Schulen,

d a ß Konflikte nicht mehr inhaltlich diskutiert, sondern formal-admini-
u

strativ abgew&rĵ t werden,,

Die Studentenschaft, die eine entsprechende Entwicklung an den Universi­

täten beobachtet, und von deren Mitgliedern eine nicht unbedeutende 

Zahl den Beruf des Lehrers zum Ziel ihrer Ausbildung gewählt hat, ver­

urteilt diesen erneuten Versuch der staatlichen Verwaltungsinstanzen, 

Formierungsprozesse bereits auf der Schule einzuleiten, iru«dem das 

Bild einer harmonischen Gemeinschaft vorgegaukelt wird.

Die Studentenschaft ruft die Schüler des gemaßregelten Lehrers auf, 

sich mit diesem zu solidarisieren und in den S'chulstreik zu treten.

Darmstadt, den 13, Nov. 68 gez„ Cobler

bitte wenden!



D a r m s t a d t ,  12. November. (1h) Der Regierungspräsident in Darmstadt hat einem 
32jährigen Studienassessor im Lehramt am Kreisgymnasium in Keuscnstamm/Kreis 
Offenbach bis auf weiteres untersagt, Unterricht zu erteilen. Das RegierungspräsitUum 

; und das hessische Kultusministerium waren, wie die Pressestelle der Behörde am 
Dienstag mitlcilfe, am Montag von Elfern und Lehrern sowie den Kirchenvorständen 
beider Konfessionen zum Eingreifen gebeten worden. .

Der Assessor hatte in der vergangenen 
Woche in der Schule Flugblätter verteilen 
lassen, in denen zum Boykott des Reli-

Dürfatä d k r  IciU tii . 
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gionsunterrichtes auf;' fordert worden 
war. In den vom S o i .  ...sehen Lehrer­
bund (SLB) und . :cr d Außerparla­
mentarischen Opposition . x-henden
Sdiülerorganisation gezeich. .... Flug­
blättern war nach Angaben aas Regie­
rungspräsidiums der Religionsunterridit 
als „Volksverdummung“ bezeichnet wor­
den. Außerdem hatte der Lehrer die 
über 14 Jahre alten Schüler auf gef ordert, 
von ihrem Recht des Kirchenaustritts Ge­
brauch zu machen.

Der Lehrer ist erst seit Beginn dieses 
Schuljahres an dem Gymnasium und noch 
Beamter auf Widerruf. Nach Angaben 
des Regierungspräsidiums war es bereits 
früher zwischen dem Assessor und seinen 
Kollegen, zu Differenzen gekommen, als 
er sich vor den Schülern kritisch über 
den Sinn der Lehrpläne geäußert haben' 
soll. Der Assessor hat diese Verhaltens­
weise in einem Gespräch mit einem Be­
amten des Regierungspräsidiums nicht 
bestritten. Der Regierungspräsident hat 
daraufhin ein förmliches Disziplinarver­
fahren gegen ihn eingeleitet.

Grunds Flugblätter an Schuler an  Gymnasium :_e::senstamm verteilt

HEUSENSTAMM (Kreis Offenbach). Wegen 
der Verteilung von Flugblättern, in denen die 
Schüler zum Boykott der Religionsunterrichtes 
und Schüler über 14 Jahve aufgefordert wer- 

'den, von ihrem Recht zum Kirchenaustritt in 
Massen Gebrauch zu machen, ist gegen einen 
Studienassessor am Kreisgymnasium in Heu­
senstamm ein förmliches Dienststrafverfahren 
eingeleitet worden. Der Darmstädter Regie­
rungspräsident hat dem Lehrer, dem 32 Jahre 
alten Heinz Lüddt, außerdem bis auf weiteres 
untersagt, Unterricht zu erteilen.

Wie das Regierungspräsidium in Darmstadt 
am Dienstag mitteilte, war der Regierungsprä­
sident von den örtlichen Kirchenvorständen so­
wie von Eltern und Lehrern gebeten worden, 
„einzugreifen“, nachdem der Studienassessor

die vom Sozialistischen Lehrerbund (SLB) und 
der Arbeitsgemeinschaft Unabhängiger und 
Sozialistischer Schüler (AUSS) veröffentlichten 
Flugblätter am Wochenende verteilt hatte. Das 
hessische Kultusministerium in Wiesbaden ist 
bereits schriftlich über die Vorgänge und die 
Maßnahmen des Regierungspräsidenten infor­
miert worden.
• Zwischen dem Studienassessor und den an­
deren Lehrern des Kreisgymnasiums sei es. wie 
das Regierungspräsidium erkli ’te, bereits in 
den letzten Wodien zu schweren Spannungen 
gekommen. So habe der Studienassessor, der 
sein erstes Lehramt bekleide und erst seit dem 
1. September am Kreisgymnasium in Heusen­
stamm unterrichte, den Lehrplan als „Humbug 
und undemokratisdi“ bezeichnet. o-k


